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1.1	 Verfassungsschutz und  
Demokratie

Im Grundgesetz (GG) der Bundesrepublik Deutschland wurde nach 

den Erfahrungen mit der Zerstörung der Weimarer Republik das 

Prinzip der wehrhaften Demokratie verankert. Elemente sind insbe-

sondere die Unabänderlichkeit elementarer Verfassungsgrundsätze 

(Artikel 79 Abs. 3 GG) und die Möglichkeit, Parteien unter engen 

Voraussetzungen von der staatlichen Finanzierung ausschließen  

(Artikel 21 Abs. 3 GG) oder in Gänze verbieten zu können (Artikel 21 

Abs. 2 GG).

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen Urteilen zum Verbot der 

Sozialistischen Reichspartei (SRP) von 1952 (BVerfGE 2,1) und zum 

Verbot der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) von 1956 

(BVerfGE 6, 300) die Wesensmerkmale der freiheitlichen demokra-

tischen Grundordnung des Grundgesetzes bestimmt, die in § 4 Abs. 3 

des Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes (NVerfSchG) auf-

gezählt sind:

	� das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstim-

mungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der 

vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung auszuüben und 

die Volksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 

und geheimer Wahl zu wählen,

	� die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige 

Ordnung und die Bindung der vollziehenden Gewalt und der 

Rechtsprechung an Gesetz und Recht,

	� das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen 

Opposition,

	� die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit  

gegenüber der Volksvertretung,

	� die Unabhängigkeit der Gerichte,

	� der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und

	� die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte.

Die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder be-

zeichnen seit 1974 einheitlich politische Bestrebungen als extremis-

tisch, die sich gegen diese Wesensmerkmale oder gegen den Be-

stand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes richten. Ihre 

Beobachtung dient dem Schutz der Verfassung.
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Da die Verfassungsschutzbehörden im Vorfeld konkreter Gesetzes-

verstöße tätig werden und frühzeitig verfassungsfeindliche Bestre-

bungen erkennen sollen, werden sie als ein „Frühwarnsystem“ des 

demokratischen Rechtsstaates bezeichnet. Zwischen den Extremis-

musphänomenen Rechts- und Linksextremismus und dem Islamis-

mus gibt es fundamentale Unterschiede. Der Islamismus setzt im 

Gegensatz zu tragenden Prinzipien der europäischen Aufklärung 

auf religiös-orthodoxe Ordnungsmodelle und zielt damit auf eine 

gegen den „Westen“ gerichtete kulturelle Identität. Rechts- und 

Linksextremismus unterscheiden sich ideengeschichtlich in ihrer 

Einstellung zum menschenrechtlichen Gleichheitsgebot. Während 

Linksextremisten aufgrund der ökonomischen Kräfteverhältnis-

se ausschließen, dass die Gleichheit der Menschen in einer parla-

mentarischen Demokratie realisiert werden kann, leugnen Rechts

extremisten das in Artikel 3 GG verankerte Gleichheitsprinzip. 

Linksextremisten hingegen verabsolutieren das Gleichheitspostulat 

und schränken damit die universelle Gültigkeit der Freiheits- und  

Individualrechte ein.

Trotz dieser Unterschiede lassen sich Gemeinsamkeiten feststellen, 

wie sie für den modernen politischen Extremismus typisch sind:

	� Extremisten verfügen über ein geschlossenes Weltbild, das  

weder reflektiert noch fortentwickelt wird. In ihrem quasi-

religiösen Politikverständnis glauben sie, unfehlbar im Besitz  

der absoluten Wahrheit zu sein.

	� Aus diesem Absolutheitsanspruch heraus entwickeln sie ein 

Freund-Feind-Raster, das die Welt holzschnittartig in Gut und 

Böse einteilt und keine Differenzierung zulässt, um die als  

„Feinde“ Gebrandmarkten kompromisslos zu bekämpfen.

	� Nicht der Einzelne, sondern die Gemeinschaft steht im Mittel-

punkt. Individuelle Freiheitsrechte werden den Interessen des 

Kollektivs untergeordnet.

	� Extremisten haben ein Bild vom Menschen, wonach nicht alle 

Menschen über die gleiche Würde verfügen (Artikel 1 GG).

Es gilt das Primat der Ideologie, die mit Politik gleichgesetzt wird. 

Aus diesem Verständnis von Politik als einer alle Lebensbereiche re-

gelnden Weltanschauung lehnen Extremisten den demokratischen 

Pluralismus ab. Zu demokratischen Prinzipien wie Meinungs-, Presse- 

und Parteienvielfalt haben sie lediglich ein taktisches Verhältnis. Ihr 
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gemeinsames Ziel ist die Überwindung der bestehenden, von Indi-

vidualrechten geprägten Ordnung. Dahinter steht zumeist das Stre-

ben nach Sicherheit und nach Überschaubarkeit der Welt, in der der 

Mensch nicht länger vereinzelt ist. Extremismus ist auch eine zum 

Teil mit messianischem Eifer vertretene Reaktion auf die Komplexi-

tät moderner westlicher Gesellschaften. In diesem Weltbild wird die 

Gegenwart als desolat empfunden oder diffamiert, um die extremis-

tische Alternative unter Leitung eines „Führers“, einer „Partei“ oder 

eines „religiösen Wächterrates“ als einzigen Ausweg erscheinen zu 

lassen. Wer sich aus Sicht der Extremisten dagegen stellt, hat keinen 

Anspruch auf Toleranz, sondern muss bekämpft werden – nach Auf-

fassung gewaltbereiter Extremisten notfalls auch mit Gewalt.

1.2	 Gesetzliche Grundlagen

Verfassungsschutz ist Ländersache. Als Folge der föderalen Struktur 

der Bundesrepublik bestehen bundesweit sechzehn sich teilweise 

in Aufbau und Befugnissen unterscheidende Verfassungsschutz

gesetze. Dem Bund wiederum obliegt die ausschließliche Gesetz-

gebung über die Zusammenarbeit von Bund und Ländern (vergl. 

Art. 73 Abs. 1 Nr. 10 b GG). Diese ist im „Gesetz über die Zusam-

menarbeit des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des Ver-

fassungsschutzes und über das Bundesamt für Verfassungsschutz 

– Bundesverfassungsschutzgesetz“ geregelt. Weitere Befugnisse für 

den Verfassungsschutz folgen aus dem „Gesetz zur Beschränkung 

des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses – Artikel 10-Gesetz – 

G10“, welches die Telekommunikations- und Briefüberwachungsbe-

fugnisse der Verfassungsschutzbehörden bundeseinheitlich regelt. 

Die Aufgaben und Befugnisse des Niedersächsischen Verfassungs-

schutzes ergeben sich aus dem Niedersächsischen Verfassungs-

schutzgesetz (NVerfSchG). Das NVerfSchG gliedert sich in fünf Teile. 

Der erste Teil bestimmt Zuständigkeiten und Aufgaben, der zwei-

te das Beobachtungsobjekt. Der Begriff des Beobachtungsobjektes 

gehört zu den zentralen Begriffen der bundesdeutschen Verfas-

sungsschutzbehörden. Der dritte Teil, welcher sich wiederum in vier 

Kapitel gliedert, regelt die eigentliche Datenverarbeitung. Neben  
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Regelungen zum Minderjährigen- und Kernbereichsschutz finden 

sich dort Regelungen über die Eingriffsbefugnisse (siehe Kapitel 

1.5), die Auskunftsersuchen sowie über die Zusammenarbeit mit 

der Polizei und anderen Behörden. Die aktuelle Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichtes zur Datenübermittlung zwischen Polizei 

und Verfassungsschutz ist bei der Novellierung 2016 berücksichtigt 

worden. Der Austausch von Daten zwischen Verfassungsschutz und 

Polizei muss demnach grundsätzlich einem herausragenden öffent-

lichen Interesse dienen, wobei das herausragende öffentliche Inte

resse durch einen Straftatenkatalog definiert wird (§ 31 NVerfSchG). 

Insbesondere bei terroristischen Straftaten ist ein solches regelmäßig 

anzunehmen und die Datenübermittlung zwischen den Sicherheits-

behörden zur Erfüllung ihrer Aufgaben weitgehend uneingeschränkt 

möglich. Der vierte Teil des NVerfSchG regelt die parlamentarische 

Kontrolle, der fünfte enthält die sogenannten Schlussvorschriften.

1.3	 Hauptaufgaben des  
Verfassungsschutzes

Hauptaufgabe des Verfassungsschutzes ist nach § 3 NVerfSchG die 

Sammlung und Auswertung von Informationen, insbesondere von sach- 

und personenbezogenen Auskünften, Nachrichten und Unterlagen über

	� Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grund-

ordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 

Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung 

der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines 

Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben,

	� sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten in der 

Bundesrepublik Deutschland für eine fremde Macht,

	� Bestrebungen in der Bundesrepublik Deutschland, die durch 

Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungs-

handlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland 

gefährden,

	� Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Völkerverständi-

gung (Artikel 9 Abs. 2 GG) oder gegen das friedliche Zusammen-

leben der Völker (Artikel 26 Abs. 1 GG) gerichtet sind.
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Zu den Kernaufgaben gehört auch die Information und Aufklärung 

der Öffentlichkeit über extremistische Bestrebungen.

Ebenso gehören gesetzlich geregelte Mitwirkungspflichten (siehe 

Kapitel 1.10) zu den Aufgaben des Verfassungsschutzes.

1.4	 Organisation

Verfassungsschutzbehörde ist das Niedersächsische Ministerium 

für Inneres und Sport (§ 2 Abs. 1 NVerfSchG). Das Ministerium 

unterhält hierzu eine gesonderte Abteilung (Verfassungsschutzab-

teilung), die ausschließlich die der Verfassungsschutzbehörde ob-

liegenden Aufgaben wahrnimmt. Diese Abteilung wird durch eine 

Verfassungsschutzpräsidentin oder einen Verfassungsschutzpräsi-

denten geleitet.

1.5	 Informationsgewinnung

Der Verfassungsschutz gewinnt die zur Erfüllung seiner Aufgaben 

relevanten Informationen überwiegend aus offen zugänglichen 

Quellen, die grundsätzlich auch jedem Bürger zur Verfügung ste-

hen, wie z. B. aus dem Internet, aus Zeitungen, Zeitschriften, Flug-

blättern, Programmen und Broschüren. Darüber hinaus können – im 

Rahmen gesetzlich festgelegter Befugnisse und unter Wahrung des 

Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit – nachrichtendienstliche Mittel 

zur Informationsbeschaffung eingesetzt werden. Nach § 12 NVerfSchG 

darf der Verfassungsschutz zur Beschaffung der erforderlichen In-

formationen die im Gesetz abschließend aufgeführten nachrich-

tendienstlichen Mittel einsetzen, soweit dies für die Erkenntnis-

gewinnung unverzichtbar ist. Dazu gehören z. B. der Einsatz von 

verdeckt arbeitenden Vertrauenspersonen (VP), Observationen, 

verdeckte Bild- und Tonaufzeichnungen und sonstige verdeckte Er-

mittlungen und Befragungen. Die näheren Voraussetzungen für den 

Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel sind in den §§ 14 bis 19 und  

21 NVerfSchG geregelt. Der Verfassungsschutzbehörde stehen bei 

der Erfüllung ihrer Aufgaben ausdrücklich keine polizeilichen Befug-

nisse zu, d. h. sie darf insbesondere niemanden festnehmen, keine 
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Durchsuchungen durchführen und keine Gegenstände beschlagnah-

men (§ 5 Satz 1 NVerfSchG). 

Von den nachrichtendienstlichen Mitteln wurden im Berichtszeit-

raum im Wesentlichen verdeckte Bildaufzeichnungen, verdeckte Er-

mittlungen, Befragungen, Observationen und Vertrauenspersonen 

(VP) eingesetzt.

Eingriffe in das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis sind wegen 

der besonderen Schwere des Eingriffs in das Grundrecht des Artikels 

10 GG (Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis) nur unter besonders 

hohen Voraussetzungen und unter Beachtung strenger Verfahrens-

vorschriften möglich, die im Gesetz zur Beschränkung des Brief-, 

Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10-Gesetz – G 10) gere-

gelt sind.1 Übrigens: Die Anzahl der G 10-Maßnahmen lag im Be-

richtszeitraum im einstelligen Bereich.

1.6	 Kontrolle

Die Tätigkeit des Niedersächsischen Verfassungsschutzes unterliegt 

einer vielfältigen Kontrolle. Dazu gehören Kontrollen durch den 

internen behördlichen Datenschutzbeauftragten und externe Kon-

trollen durch Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Nieder-

sachsen (LfD). Einzelmaßnahmen wie Personenspeicherungen sind 

gerichtlich nachprüfbar.

Das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport ist nach  

§ 34 NVerfSchG verpflichtet, den Ausschuss für Angelegenheiten 

des Verfassungsschutzes (AfAV) des Niedersächsischen Landtages 

umfassend über seine Tätigkeit als Verfassungsschutzbehörde zu 

unterrichten. Die parlamentarische Kontrolle erfolgt unbeschadet der 

Rechte des gesamten Landtages und seiner sonstigen Ausschüsse.

Bei Eingriffen in das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis entschei-

det die sogenannte G 10-Kommission2 (§ 3 des Niedersächsischen 

Gesetzes zur Ausführung des Artikel 10-Gesetzes). Im Rahmen der 

1	 Siehe hierzu auch das folgende Kapitel 1.6.

2	 Die G10-Kommission besteht aus einem Vorsitzenden (mit Befähigung zum Richteramt) 
und zwei Beisitzern, von denen einer auch die Befähigung zum Richteramt haben muss. 
Die Mitglieder werden vom Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes zu 
Beginn der Wahlperiode bestellt.
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Novellierung des NVerfSchG im Jahr 2016 wurden weitere Zustän-

digkeiten der Kommission geschaffen. Sie entscheidet als weisungs-

unabhängige Stelle auch über die Notwendigkeit und Zulässigkeit 

sämtlicher durch den Niedersächsischen Verfassungsschutz ein-

gesetzten eingriffsintensiven nachrichtendienstlichen Mittel, z. B.  

längerfristige Observationen oder verdeckt angefertigte Bildauf-

zeichnungen außerhalb von Wohnungen (§ 14 Abs. 1 i.V.m. § 21 

Abs. 3 NVerfSchG). Diese Kontrollfunktion ist dem Richtervorbehalt 

des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes 

(NPOG) bzw. der Strafprozessordnung (StPO) vergleichbar. 

1.7	 Verfassungsschutz als  
Nachrichtendienst

Die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder verste-

hen sich als Nachrichtendienste. Sie sind gesetzlich auf die Beschaf-

fung und Auswertung von Informationen beschränkt. Im Gegensatz 

zu Geheimdiensten unterliegen sie der Kontrolle durch unabhän-

gige Instanzen und unterrichten die Öffentlichkeit über wesent

liche Ergebnisse ihrer Arbeit. Als Geheimdienste hingegen werden 

staatliche Organisationen fremder Mächte verstanden, die nicht nur 

politisch, wirtschaftlich, wissenschaftlich oder militärisch bedeut

same Nachrichten beschaffen und für ihre Auftraggeber auswerten, 

sondern auch aktive Handlungen zur Störung oder Beeinflussung 

„politischer Gegner“ im In- und Ausland vornehmen. Dabei streben 

sie ein Höchstmaß an Geheimhaltung an.
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1.8	 Beschäftigte

Der vom Landtag verabschiedete Haushaltsplan bestimmt durch die 

Ausbringung von Stellen, durch die Festlegung von Rahmenbedin-

gungen für die Personal-Gesamtkosten (Personalkostenbudgetie-

rung) sowie durch das Beschäftigungsvolumen, in welchem Umfang 

der Verfassungsschutz Personal beschäftigen darf. Zu Beginn des 

Haushaltsjahres 2019 waren dort Stellen für 289 Beamtinnen und 

Beamte (2018: 236) ausgebracht. Darüber hinaus ermöglicht das 

Personalkostenbudget für das Haushaltsjahr 2019 die Finanzierung 

von zurzeit weiteren 62 Tarifbeschäftigten (2018: 62).

Eckpunkt für den tatsächlichen Gesamtpersonalbestand des Ver-

fassungsschutzes (in Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung) ist das im 

Haushaltsplan festgelegte Beschäftigungsvolumen. Es betrug zu Be-

ginn des Haushaltsjahres 2019 insgesamt 317,46 Vollzeiteinheiten 

(2018: 280,13).
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1.9	 Haushalt

Im Haushalt der niedersächsischen Verfassungsschutzbehörde wa-

ren im Haushaltsjahr 2019 für Personalausgaben 17.663.000 Euro 

(2018: 15.314.000 Euro) und für Sachausgaben 5.331.000 Euro 

(2018: 4.343.000 Euro) veranschlagt. Damit ergab sich ein Ausgabe-

volumen von 22.994.000 Euro.

1.10	 Mitwirkungsaufgaben des  
Verfassungsschutzes

Zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung und 

der Sicherheit des Bundes und der Länder nimmt der Verfassungs-

schutz neben seinem Beobachtungs- und Aufklärungsauftrag auch 

gesetzlich geregelte Mitwirkungspflichten gegenüber anderen Be-

hörden wahr (§ 3 Abs. 4 NVerfSchG).

Im Rahmen dieser Mitwirkung wird geprüft, ob den Verfassungs-

schutzbehörden zu bestimmten, von den anfragenden Behörden 

näher bezeichneten Personen Erkenntnisse vorliegen, die bei den 

Entscheidungen der anfragenden Behörden eine sicherheitsbezoge-

ne Relevanz aufweisen. Die Überprüfungen der Personen durch den 

Verfassungsschutz werden inzwischen nahezu vollständig mittels 

eines automatisierten Verfahrens abgewickelt. 

Im Jahr 2019 wurden insgesamt 99.865 Mitwirkungsanfragen an 

den Niedersächsischen Verfassungsschutz gestellt, was einen An-

stieg um ungefähr 15 Prozent zum Vorjahr (85.419 Anfragen) dar-

stellt. Eine sicherheitsbezogene Relevanz wurde in 0,8 Prozent der 

eingegangenen Anfragen festgestellt. Dieser Wert blieb konstant. 

Die anfragestärksten Prüfungsbereiche werden statistisch erfasst. 

Hier sind insbesondere zu nennen:

	� Beteiligungen bei Aufenthaltstiteln (54.967 Anfragen),

	� Beteiligungen bei Einbürgerungen (13.563 Anfragen),

	� Beteiligungen bei VISA-Anfragen (13.967 Anfragen),

	� Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Atomgesetz  

(6.120 Anfragen),

	� Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Luftsicherheitsgesetz 

(6.826 Anfragen),
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	� Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Sprengstoffgesetz  

(752 Anfragen),

	� Zuverlässigkeitsüberprüfungen für Dolmetscher des LKA  

(1.130 Anfragen) und

	� Zuverlässigkeitsüberprüfungen für Bewachungspersonal  

(1.183 Anfragen).

Zu den Mitwirkungsaufgaben des Verfassungsschutzes zählen derzeit 

auch Einzelanfragen nach dem Waffengesetz, Häftlingshilfegesetz, Or-

densgesetz, Hafensicherheitsgesetz, Bundesvertriebenengesetz, der 

Bewachungsverordnung und der Überfall- und Einbruchmelderichtlinie.

Mit der Änderung des § 34a GewO und der damit einhergehenden 

Einführung der Regelabfrage über das Bewacherregister im Laufe 

des Jahres 2019 ist ein weiterer Anstieg der Anfragezahlen für das 

Bewachungspersonal in den kommenden Jahren zu erwarten. Glei-

ches gilt für Anfragen nach dem Waffengesetz, denn am 20.12.2019 

hat der Bundesgesetzgeber die Regelanfrage mit Nachbericht für die 

waffenrechtliche Zuverlässigkeit normiert. Insgesamt ist festzustel-

len, dass ausländerrechtliche Sachverhalte noch immer den größten 

Teil der Anfragen ausmachen, dass aber der Anteil der Anfragen, 

die Zuverlässigkeitsüberprüfungen verschiedenster Ausprägung be-

treffen, stetig steigt, sodass für die kommenden Berichtszeiträume 

Anfragezahlen im niedrigen sechsstelligen Bereich an der Tagesord-

nung sein werden.

Entwicklung der Mitwirkungsaufgaben
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1.11	 Gemeinsames Informations- und 
Analysezentrum Polizei und Ver-
fassungsschutz Niedersachsen 
(GIAZ-Niedersachsen)

Das „Gemeinsame Informations- und Analysezentrum Polizei und 

Verfassungsschutz Niedersachsen“ (GIAZ-Niedersachsen) stellt  

einen Baustein innerhalb der Sicherheitsarchitektur des Landes  

Niedersachsen dar, mit dem die Zusammenarbeit in den wichtigsten 

Bereichen der Extremismus- und Terrorismusbekämpfung optimiert 

wurde. Der schnelle Austausch ist entscheidende Voraussetzung für 

die effektive Beobachtung und Bekämpfung von Extremismus und 

Terrorismus. Zu den Aufgaben des GIAZ-Niedersachsen gehören die 

Zusammenführung und Bewertung von polizeilichen und nachrich-

tendienstlichen Informationen aus den Themenfeldern:

	� Islamismus und Extremismus mit Auslandsbezug,

	� Rechtsextremismus und

	� Linksextremismus.

Angelehnt an die Arbeit der gemeinsamen Zentren auf Bundesebene 

wird auch in Niedersachsen, unter Beachtung des Trennungsgebotes 

und der einschlägigen Datenübermittlungsvorschriften, im Rahmen 

von wöchentlich stattfindenden Lagebesprechungen ein Informa

tionsaustausch zwischen Polizei und Verfassungsschutz gewährleistet.

1.12	 Informationsverarbeitung

Der Niedersächsische Verfassungsschutz ist – wie die anderen Ver-

fassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder auch – gesetz-

lich befugt, die zur Aufgabenerfüllung erforderlichen personenbe-

zogenen Daten zu erheben und in Akten und Dateien zu speichern. 

Das NVerfSchG und Dienstvorschriften regeln detailliert die Daten-

verarbeitungsbefugnisse. Deren Beachtung unterliegt der Kontrolle 

durch Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 

(LfD) und dem in der Verfassungsschutzbehörde bestellten behörd-

lichen Datenschutzbeauftragten.
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Aufgrund der in § 6 Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG) 

normierten Verpflichtung zur Zusammenarbeit und gegenseitigen 

Unterrichtung unterhalten die Verfassungsschutzbehörden von 

Bund und Ländern eine beim Bundesamt für Verfassungsschutz 

(BfV) eingerichtete gemeinsame Datenbank, das Nachrichtendienst-

liche Informationssystem (NADIS). Alle teilnehmenden Behörden 

dürfen dort nach Maßgabe der jeweiligen eigenen rechtlichen Be-

fugnisse personenbezogene Daten speichern sowie auf den gesam-

ten NADIS-Datenbestand zugreifen und Daten abrufen.

NADIS ist ein Aktenfundstellensystem, in dem nur der Name der ge-

speicherten Person, die zu ihrer Identifizierung erforderlichen Merk-

male wie z. B. Wohnanschrift, Staatsangehörigkeit, Kraftfahrzeug 

sowie die speichernde Behörde und deren nach einem einheitlichen 

Aktenplan vergebenen Aktenzeichen enthalten sind. Nicht gespei-

chert ist der Inhalt der jeweiligen Information, die Anlass zur Verga-

be des Aktenzeichens gewesen ist.

Benötigt eine Verfassungsschutzbehörde zur eigenen Aufgabener-

füllung die Informationen einer anderen Verfassungsschutzbehörde 

über eine gespeicherte Person, so fragt sie in der Regel auf elek

tronischem Wege bei ihr an. Der Informationsübermittlung ist eine 

Relevanzprüfung durch die speichernde Stelle vorgeschaltet.

Die im NADIS gespeicherten personenbezogenen Daten beziehen 

sich nur teilweise auf Personen, die verfassungsfeindliche, sicher-

heitsgefährdende oder geheimdienstliche Aktivitäten (§ 3 Abs. 1 

NVerfSchG) entfaltet haben. Im NADIS werden auch Angaben zu 

Personen erfasst, bei denen eine Sicherheitsüberprüfung mit dem 

Ergebnis einer Ermächtigung zum Umgang mit Verschlusssachen 

durchgeführt wurde oder die als Zielpersonen terroristischer oder 

geheimdienstlicher Aktivitäten gelten.

Vom Niedersächsischen Verfassungsschutz waren am 31.12.2019 

folgende personenbezogene NADIS-Speicherungen veranlasst  

(Vorjahreszahlen in Klammern):

	� im Zusammenhang mit Sicherheitsüberprüfungen und Mitwir-

kungsaufgaben 74.341 (75.250),

	� im Zusammenhang mit originären Aufgaben des Verfassungs-

schutzes im Bereich Extremismus, Terrorismus, Spionageabwehr 

5.228 (4.942).
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1.13	 Auskunftsersuchen von  
Bürgerinnen und Bürgern

Jeder durch eine Datenverarbeitung Betroffene hat das Recht, einen 

unentgeltlichen Antrag auf Auskunft über die zu seiner Person ge-

speicherten Daten zu stellen (§ 30 NVerfSchG). 

Im Jahr 2019 wurden 294 Auskunftsersuchen (2018: 450) beantwortet. 

In 263 Fällen hatte der Verfassungsschutz keine Erkenntnisse gespei-

chert. Drei Anfragenden wurde der der Erfassung zugrunde liegende 

Sachverhalt uneingeschränkt mitgeteilt. In 28 Fällen wurde den Aus-

kunftsersuchenden der ihrer Erfassung zugrunde liegende Sachverhalt 

eingeschränkt mitgeteilt und im Übrigen gemäß § 30 Abs. 3 NVerfSchG 

an Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen (LfD) ver-

wiesen.

Entwicklung der Auskunftsersuchen
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Eine nur eingeschränkte Auskunft bzw. die Ablehnung einer Aus-

kunftserteilung erfolgt aufgrund der Ablehnungsgründe aus § 30 

Abs. 2 S. 1 Nrn. 1 bis 4 NVerfSchG (§ 13 Abs. 2 S. 1 Nrn. 1 bis 3 

NVerfSchG alte Fassung). Dies ist beispielsweise der Fall, wenn die 

Offenlegung von Informationen Rückschlüsse auf die Identität von 

Vertrauenspersonen zur Folge haben würde. Auch Erkenntnisse, die 

der niedersächsischen Verfassungsschutzbehörde von einer anderen 

Verfassungsschutzbehörde übermittelt werden, dürfen nur mitgeteilt 

werden, wenn die übermittelnde Behörde zustimmt (§ 30 Abs. 2 S. 1 

Nr. 2 NVerfSchG i.V.m. § 6 Abs. 1 S. 2 BVerfSchG).

Jede einzelne Erkenntnis zur Person der Antragstellerin bzw. des An-

tragstellers wird einer Prüfung unterzogen, so dass in einigen Fällen 

auch eine eingeschränkte Auskunft erteilt wird, da Ablehnungsgrün-

de gegen die Mitteilung einzelner Erkenntnisse sprechen können.

1.14	 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Die freiheitliche Verfassung zu schützen, bedeutet nicht nur, ex

tremistische Aktivitäten zu beobachten, sondern auch die Öffent-

lichkeit darüber zu informieren, so dass extremistische Ideologien 

von den Bürgerinnen und Bürgern als verfassungsfeindlich erkannt 

werden können. Diese Information ist eine gesetzlich vorgeschrie-

bene Aufgabe: Gemäß § 3 Abs. 3 NVerfSchG klärt die Verfassungs-

schutzbehörde die Öffentlichkeit auf der Grundlage ihrer Auswer-

tungsergebnisse durch zusammenfassende Berichte und andere 

Maßnahmen über verfassungsfeindliche Bestrebungen und sicher-

heitsgefährdende bzw. geheimdienstliche Tätigkeiten auf. Zu den 

zusammenfassenden Berichten zählt insbesondere der jährliche Nie-

dersächsische Verfassungsschutzbericht (§ 33 Abs. 2 NVerfSchG). 

Mit seinen Analysen und Bewertungen hilft der Verfassungsschutz 

zu verhindern, dass extremistische Aussagen bei der Bevölkerung 

auf fruchtbaren Boden treffen. Die Aufklärung über Extremismus 

soll die Bürgerinnen und Bürger in die Lage versetzen, sich selbst für 

die Demokratie einzusetzen.

Neben dem Niedersächsischen Verfassungsschutzbericht werden 

die Informationen des Niedersächsischen Verfassungsschutzes her

ausgegeben. Diese als pdf-Dokument ein- bis zweimonatlich ver-
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sendete Broschüre richtet sich insbesondere an Polizei-, Justiz- und 

kommunale Ordnungsbehörden, aber auch an Mitglieder von Gre-

mien des Niedersächsischen Landtages und Nachrichtendienste. Die 

Broschüre informiert über aktuelle Themen des Niedersächsischen 

Verfassungsschutzes.

Die Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit sowie der Prävention wer-

den in den Organisationsbereichen Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

sowie dem fachübergreifend arbeitenden Bereich der Prävention 

(siehe Kapitel 6 dieses Berichts) des Niedersächsischen Verfassungs-

schutzes koordiniert. Beide Bereiche arbeiten eng zusammen und 

bieten der Öffentlichkeit u. a. Informationen über

	� Rechtsextremismus,

	� Linksextremismus,

	� Extremismus mit Auslandsbezug, insbesondere Islamismus und 

	� Präventionsmaßnahmen.

Der Bereich der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ist auch Ansprech-

partner für Medienvertreterinnen und -vertreter und Bürgerinnen 

und Bürger in allen Fragen zum Extremismus. Die Bürger- und Pres-

seanfragen an die Verfassungsschutzbehörde spiegeln thematisch 

alle Arbeitsfelder des Verfassungsschutzes wider. Dabei wird häufig 

eine Einschätzung erbeten, ob beschriebene Phänomene als extre-

mistisch zu werten sind.

Neben den Anfragen von Medien und Bürgern wird z. B. Unterstüt-

zung erbeten von Schülern, Studenten und Wissenschaftlern, die für 

ihre Arbeiten auf Informationen oder Dokumente des Niedersächsi-

schen Verfassungsschutzes zurückgreifen möchten. Häufig werden 

auch Hinweise auf extremistische Flyer, Plakate oder Internetveröf-

fentlichungen aufgenommen und an die entsprechenden Fachberei-

che weitergeleitet. Ebenso wurden Anhaltspunkte für eine Radika-

lisierung einer Person entgegengenommen und selbstverständlich 

unter Einhaltung der Datenschutzregelungen entschieden, wie mit 

der Information weiter zu verfahren ist. Neben einer Weiterleitung 

an den jeweiligen Extremismusfachbereich bzw. die Polizei kommt 

auch eine Beratung mit dem Fachbereich Prävention in Betracht 

bzw. die Einschaltung einer zivilgesellschaftlichen Organisation oder 

einer Sozialbehörde.
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Sowohl bei den Medienkontakten als auch bei allen anderen An-

fragen dominiert thematisch der Komplex „Rechtsextremismus“. 

Mit Abstand folgen Themen des Islamismus, des Linksextremismus 

und Fragen zur Organisation, den gesetzlichen Grundlagen, den Be-

fugnissen oder der Verfahrensweise des Verfassungsschutzes. Der 

Schwerpunkt der Themensetzung wird maßgeblich durch den je-

weils aktuellen öffentlichen Diskurs mitbestimmt. 

Die fortschreitende Digitalisierung macht sich nicht nur in vielen 

Aspekten des alltäglichen Lebens bemerkbar, sondern beeinflusst 

ferner die bisherig genutzten Medien und die damit einhergehende 

Informationsaufnahme. 

Aber auch extremistische Inhalte und Propaganda können so unge-

filtert die Meinungsbildungsprozesse beeinflussen und Falschmeldun-

gen, sogenannte Fake News, können sich viel schneller verbreiten.

Besonders gefährdet sind hier jüngere Nutzerinnen und Nutzer der 

sozialen Netzwerke, die die Informationen, ohne sie zu hinterfragen, 

in ihren Meinungsbildungsprozess einbringen.

Nicht immer geschieht dies bewusst, meist werden die Informationen 

unbewusst verarbeitet und beeinflussen dann die eigene Meinung.

Daher ist es umso wichtiger, gerade die jungen Nutzerinnen und 

Nutzer über Gefahren solcher extremistischen Inhalte aufzuklären 

und sie für diese zu sensibilisieren. 

Aufgrund der zunehmenden Bedeutung sozialer Netzwerke ent-

schied sich der Niedersächsische Verfassungsschutz für eine Prä-

senz in den sozialen Netzwerken. Seit Ende Oktober 2019 ist der 

Niedersächsische Verfassungsschutz in den sozialen Netzwer-

ken vertreten. Wir leiten dies auch aus der Verpflichtung nach § 3  

Abs. 3 NVerfSchG ab, die Bürgerinnen und Bürger über extremisti-

sche Entwicklungen aufzuklären und zu informieren. Vorerst wurden 

Accounts bei Facebook, Twitter und Telegram eingerichtet, allerdings 

soll im späteren Verlauf das Social Media Angebot erweitert werden.

Social Media Kanäle bieten eine gute Möglichkeit, um mit den Bür-

gerinnen und Bürgern in Kontakt zu treten und einen regen Aus-

tausch anzubieten. Im Mittelpunkt der Social Media Aktivitäten 

steht für den Niedersächsischen Verfassungsschutz das Ziel, die Bür-
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gerinnen und Bürger über extremistische Inhalte und Propaganda 

aufzuklären und ihre Sinne diesbezüglich zu schärfen. Im Austausch 

mit den Bürgerinnen und Bürgern steht Transparenz an erster Stelle. 

Durch die verstärkte Präsenz des Verfassungsschutzes in den so

zialen Netzwerken, soll die Präventions- bzw. Aufklärungsarbeit des 

Verfassungsschutzes ausgeweitet und unterstützt werden. 

Grundsätzlich lebt ein solcher Social Media Account nicht nur von 

den Erstellern der Beiträge, sondern auch von den aktiven Nutzern. 

Wir möchten Sie daher ermuntern, unsere Accounts durch Fragen 

und durch einen regen Austausch mitzugestalten.

Die Social Media Kanäle erreichen Sie wie folgt:

Facebook:	https://www.facebook.com/Verfassungsschutz.Niedersachsen

Twitter:	 https://twitter.com/LfV_NI 

Telegram:	https://t.me/fairfassung 

1.15	 Kontaktdaten

Für Fragen steht der Bereich der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit beim 

Verfassungsschutz unter folgenden Kontaktdaten zur Verfügung:

Telefon:	0511/6709-217 

E-Mail:	 oeffentlichkeitsarbeit@verfassungsschutz.niedersachsen.de 

Der Niedersächsische Verfassungsschutz informiert zudem umfassend 

unter der Internetadresse www.verfassungsschutz.niedersachsen.de 

über Aufgaben und Befugnisse des Verfassungsschutzes und aktu-

elle Entwicklungen des politischen Extremismus sowie der Spiona-

geabwehr mit der Schwerpunktsetzung auf Niedersachsen. Insbe-

sondere in der Rubrik „Aktuelle Meldungen“ und „Termine“ werden 

zeitnah Berichte und Analysen veröffentlicht und Veranstaltungen 

des Niedersächsischen Verfassungsschutzes angekündigt.

Auch auf der Internetseite des Ministeriums für Inneres und Sport   

www.mi.niedersachsen.de (Service/Publikationen) sind die Verfas-

sungsschutzberichte der letzten Jahre sowie die Broschüren des 

Verfassungsschutzes veröffentlicht.

https://www.facebook.com/Verfassungsschutz.Niedersachsen
https://twitter.com/LfV_NI
https://t.me/fairfassung
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1.16	 Anmerkungen zum Inhalt des 
Verfassungsschutzberichtes

Umfang der Berichterstattung

Im folgenden Bericht wird ausschließlich über solche Bestrebungen 

berichtet, bei denen die vorliegenden tatsächlichen Anhaltspunkte 

eine Bewertung als extremistisch rechtfertigen. Über Bestrebungen, 

bei denen aufgrund der vorliegenden tatsächlichen Anhaltspunkte 

vorerst der Verdacht besteht, extremistisch zu sein, wird nicht be-

richtet.

Hinweis zur Rechtschreibung

Im Bericht wird die deutsche Rechtschreibung entsprechend der 

aktuell gültigen Auflage des Dudens verwendet. Sofern in Zitaten 

davon abgewichen wird, liegt es daran, dass die Originalschreibweise 

der dem Zitat zugrundeliegenden Quelle übernommen wurde. Da-

neben können in Zitaten auch Namen anders geschrieben sein, als 

im übrigen Bericht. Ein gesonderter Hinweis auf die Abweichung 

erfolgt jedoch nicht.




